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Welcher umfaſſenden, mit peinlichſter Sorgfalt und Genauigkeit 
ausgeführten Vorarbeiten es aber erfordert, um am allgemeinen und 
eigentlichen Tage der thatſächlichen Volkszählung vollkommen aus- 
gerüftet an das große Werk zu ſchreiten, hievon haben eben nur die 
hieran betheiligten Amtsorgane, und ich möchte faſt behaupten, auch 
da nur jene der politiſchen Behörden von erſter Inſtanz aufwärts, 
eingehende Kenntniß. ums 

Der Grund dieſer Unkenntniß bei zahlreichen kleineren Ge— 

meinden dürfte wohl, nebſt in der häufig angetroffenen Gleichgiltigkeit, 
welche dieſen ebenſo wichtigen als werthvollen Vornahmen entgegen⸗ 
gebracht wird, auch darin zu ſuchen ſein, daß die Leitung der Amts— 
geſchäfte, wenn nicht gar nur auf den Bürgermeiſter (Gemeinde— 
vorſteher), fo doch meiſtens auf eine mit der Geſetzgebung, ſelbſt in 
nmel Angelegenheiten, nur auf das Nothdürftigſte vertraute 
Schreibkraft, den ſogenannten Gemeinde-Secretär (Gemeindeſchreiber) 
beſchränkt iſt. 
Wie eingehend ſich auch die Delegirten der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften bemühen mögen, den am Amtstage erſcheinenden Gemeinde— 
vorſtänden Werth und Wichtigkeit dieſer Arbeiten zu erklären, die 
meiſten dieſer Letzteren — biedere Landwirthe — find, daheim an⸗ 
gelangt, außer Stande, die erhaltenen Inſtructionen und Informationen 
an deren Vollzugsorgane (Gemeindeſchreiber — oder Gemeindediener) 
zu übertragen. 


Armen⸗, 


Eine Reform durch Beiſtellung amtlich zu ernennender, berufs— 
mäßig herangebildeter Organe, welche die Amtsgeſchafte einer oder 
auch mehrerer Gemeinden unter Verantwortung für die exacte Aus— 
führung zu beſorgen hätten, wäre auch im Hinblicke auf die Mit: 
arbeiterſchaft jeder Gemeinde an den Volkszählungsarbeiten ebenſo 
nothwendig als nützlich. 

Der Mangel an ſolchen geſchulten Kräften wird ſich auch bei 
Ausführung der Beſtimmungen des Erlaſſes vom 26. März 1899, 
3. 22.073 ex 1898 des Miniſterium des Innern, wieder recht em— 
pfindlich fühlbar machen — empfindlich fühlbar zunächſt den 
Vorſtänden der politiſchen Behörden erſter Inſtanz, welche die zu den 
erſten, wenn auch indirecten Volkszählungsvorarbeiten gehörigen Ort— 
ſchaftsverzeichniſſe bis ultimo Juli dieſes Jahres ihren vorgeſetzten 
Behörden (Statthalterei) in triplo vorzulegen haben. 

Nicht nur, daß dieſe Ortſchaftsverzeichniſſe, im Gegenhalte zu 
jenen der letzten Volkszählungsperiode, bedeutend umfangreicher, weil 
ausführlicher und auch an Rubriken reicher ſind, ſo iſt es ins— 
beſondere Spalte „11“ dieſes Verzeichniſſes, welche allein ein in 
Schlagworten gehaltenes Culturbild eines jeglichen Ortes birgt. 

An ſich erſcheint der Titel dieſer neu hinzugekommenen Spalte: 
„Dieſe Ortsbeſtandtheile find mit folgendenden In- 
ſtitutionen u. dgl. ausgeſtattet“ ziemlich harmlos, indeß iſt es 
eine ganz beſondere Arbeit, dieſelbe conform der Miniſterialbeſtimmung 
erſchöpfend und zuverläſſig auszufüllen. 

Es werden hierin verzeichnet: alle öffentlichen Aemter des 
Staates, der Kirche und der autonomen Verwaltung ꝛc., dann ſaͤmmt— 
liche Schulen mit Anführung der Zahl der Claſſen, die Verkehrs— 
anſtalten, als Eiſenbahn-Station oder Halteſtellen, ferner Poſt, Tele— 
graphen- und Telephonſtellen, weiters die unterſchiedlichen Humanitäts— 
und Sanitätsanſtalten, wie Taubſtummen- und Blindeninſtitute, 
Kranken⸗ und Siechenhäuſer, Irrenanſtalten, Natural⸗ 
Verpflegsſtationen und Apotheken, ebenſo Creditinſtitute und Spar— 
caſſen, dann Erziehungs-, Beſſerungs- und Strafanſtalten, auch 
Touriſtenhäuſer, Bade- und Curanſtalten, ſowie Wallfahrtsorte 


u. dgl., endlich Gendarmeriepoſten, Feuerwehren u. ſ. w. 

Die in den jeglichen Ortſchaften anſäſſigen Sanitätsperſonen, 
als: Aerzte, Gemeinde- oder Diſtrictsärzte, Hebammen, Thierärzte, 
Curſchmiede ꝛc. ſind beſonders anzuführen, deßgleichen alle Fabriken, 
dann Schlöſſer, Ruinen, natürlich nur jene mit geſchichtlichein Namen, 
und ſelbſt Alpenhütten, ſind gewiſſenhaft zu verzeichnen, wobei rück— 
ſichtlich aller Ortſchaften, insbeſondere jener mit Humanitäts- und 
Sauitätsanſtalten, nach Möglichkeit die Höhenlage über dem Meeres— 
ſpiegel anzugeben iſt. 

Zugleich mit den Arbeiten zur Anlage der Ortſchaftsverzeich- 
niſſe ſind als Neuerung in einem ſeparaten Ausweiſe, nach Ge— 
richtsbezirken und unter ſich in alphabetiſcher Ordnung, die Sanitäts⸗ 
gemeinden, beziehungsweiſe Sanitätsdiſtricte, Gemeindegruppen und 
Sprengel zu verzeichnen. 
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Da es nun ſelbſtredend ſich vielfach ereignen wird, daß dieſe 
ſo inhaltsreich verfaßten Verzeichniſſe am Tage der Zählungs— 
vornahme wegen inzwiſchen eingetretener Veränderungen mit dem 
neuen Stande nicht mehr in Uebereinſtimmung ſein werden, ſo hat 
das Miniſterium dieſem vorbeugend ſchon jetzt angeordnet, daß die— 
ſelben genaueſt in Evidenz gehalten werden. 

Bei Verarbeitung des Zählungsoperates früherer Perioden hat 
die ſtatiſtiſche Central-Commiſſion in vielen Fällen die unangenehme 
Erfahrung gemacht, daß die Schreibweiſe der Ortsnamen ſehr unter— 
ſchiedlich gehandhabt wurde, was die Ueberſichtlichkeit weſentlich 
erſchwerte. Auf dieſen Umſtand hat das Miniſterium des Innern in 
dem gedachten Erlaſſe nun bedeutendes Gewicht gelegt und die größte 
Sorgfalt bei Eintragung der Ortsnamen in die Verzeichniſſe angeordnet. 

Unſerer Erfahrung gemäß wird dieß am Zuverläſſigſten nur in 
der Weiſe auszuführen ſein, wenn die Namen der Ortſchaften „buch— 
ſtäblich“ jenen der Grundbücher, die hierüber geführt werden, und aus 
denen jede einzelne Riedbezeichnung zu erſehen iſt, entnommen werden. 

Nicht ſo iſt dies bei der Häuſernumerirung der Fall, da voll— 
kommen zubverläſſige Daten hierüber nur in wenigen der größeren Ge— 
meinden zu finden fein werden. Allerdings iſt die ſtreugſte Hand— 
habung der Vorſchriften bei Reviſion dieſer Numerirung angeordnet, 
aber die Arten der Abweichung von geſchloſſenen, ſowie einheitlichen 
Numerirungen find ſolchermaßen zahlreich und mannigfaltig, daß es 
faſt eine Neuconſcribirung mancher Gemeinde erheiſchen würde, um 
in das Chaos der Hausnummern, der ſogenannten „alten“ „Grund— 
buchs-“ oder „Conſeriptions- Nummern, Klarheit über Anzahl und Zus 
gehörigkeit zu erlangen. 

Legion iſt die Zahl der Fälle von Doppelnumerirung durch 
Untertheilung der Conſcriptionsnummern mit Buchſtaben oder Ziffern, 
dieſe aber werden doch zumeiſt in Evidenz geführt, derſelben entgehen 
aber nur allzuleicht jene bewohnten Wirthſchafts- oder Nebenbaulich- 
keiten, die ganz oder zum Theile in anderen Gemeinden liegen. Uns 
ſind in dieſer Richtung die unglaublichſten Fälle, wie ſich ſolche 
ſogar in Wien und den nunmehr incorporirten Vororten vorfanden, 
bekannt. 

Es exiſtirten da Wohnhäuſer, die auf mehreren Cataſter-Par— 
cellen verſchiedener Gemeinden erbaut wurden, nunmehr nur ein phyſiſch 
unzertrennbar Ganzes bilden und doch in jeder einzelnen Gemeinde 
mit einer eigenen Conſcriptionsnummer verſehen wurden. 

Viele Nummern beſtehen, deren frühere Träger längſt demolirt 
ſind, viele, die durch Umbau in ein einziges größeres Object zuſammen— 
gezogen wurden; es gibt daher ebenſo zahlreiche Gemeinden, welche mehr 
Häuſer als geſchloſſene Nummern, wie wieder ſolche, welche mehr 
Conſcriptionsnummern als ſelbſtſtändige Wohnobjecte aufweiſen, aber 
auch der intereſſante Fall, daß Bauſtellen ſchon für etwa ſpäter 
erfolgende Verbauung im Vorhinein mit Conſcriptionsnummern ver— 
ſehen wurden, hat ſich bei der ehemaligen Vorortegemeinde „Fünf— 
haus“, jetzt XV. Bezirk in Wien, zugetragen. 

Folge davon iſt, daß ſolche Hausnummern noch heute ohne 
Häuſer beſtehen, wogegen Fabriken oder ſogenannte Höfe, welche ſich 
über mehrere Bauſtellen ausbreiten, ebenſoviele Conſcriptionsnummern 
tragen. 

Die zuverläſſigſte Controle über ſämmtliche Wohngebäude einer 
Gemeinde dürfte daher unter Zuhilfenahme der betreffenden Cataſter— 
Bauparcellen-Protokolle zu üben ſein, allerdings iſt auch hier vorerſt 
darauf zu achten, daß dieſelben bis auf den jüngſten Zeitpunkt in 
Evidenz gehalten ſind. 

Dieſe erſten Vorbereitungsarbeiten zur bevorſtehenden Volks— 
zählung beziehen ſich zunächſt nur auf die Reviſion der Häuſer— 
numerirung und die Verfaſſung der Ortſchaftenverzeichniſſe, alſo auf 
Arbeiten, welche auf vollkommen intern amtlichem Wege und ohne 
mit der Bevölkerung in näheren Contact treten zu müſſen, durch 
verſirte politiſche Beamte zur Ausführung kommen. 

Daß nur verſirte, verläßliche politiſche Beamte mit der 
Ausführung dieſer Vorarbeiten betraut werden ſollen, betont der vor— 
citirte Miniſterialerlaß beſonders und eindringlichſt. 

Es iſt dies im Intereſſe der raſchen Herſtellung eines richtigen 
Operates jedenfalls ſehr wünſchenswerth, dürfte aber nichtsdeſtoweniger 
bei manchen politiſchen und communalen Behörden nolens volens — 
nur beim Wunſche bleiben. 


Verläßliche Beamte zu finden, daran iſt gewiß kein Zweifel, 
wie aber in allen Fällen auch verſirte requiriren können? 

Es iſt nicht zu überſehen, daß die Volkszählungsarbeit für die 
Bezirkshauptmannſchaften und Stadtgemeinden eine nur alle zehn 
Jahre für wenige Monate wiederkehrende iſt; ein „verſirter und 
verläßlicher“ Beamter dürfte daher nach zehn oder gar zwanzig 
Jahren gewiß nicht mehr in der damaligen Stellung (ſowohl bezüg— 
lich des Dienſtortes, als dem Range nach) anzutreffen ſein, um ihm 
die perſönliche Ausführung der Arbeiten zu übertragen. 

Der Artikel „Volkszählung“ iſt eben ſelbſt in unſerem Ver— 
waltungs⸗„Geſchäfte“ kein jo gangbarer, und die Nachfrage hierum 
nur alle zehn Jahre einmal, man kann und wird daher ganz zufrieden 
fein, zur Bewältigung dieſer Aufgabe erprobte dienſtesbefliſſene Beamte 


heranzuziehen. 
Allerdings werden auch dieſe — gleich allen Strategen, deren 
Beſte ſelbſt die Generalſtabskarten nicht miſſen können — einen ge— 


eigneten Behelf zur Hand haben müſſen. 

In Nummer 19 dieſer Zeitſchrift vom 11. Mai 1899 wurde 
das von Dr. Heinrich Mayrhofer von Grünbühel, k. k. Statt 
halterei-Secretär in Graz herausgegebene Werk: „Die Volkszählung 
in Oeſterreich vom Standpunkte des geltenden Geſetzes, ihrer Durch— 
führung und eventuellen Reform“ eingehend beſprochen. 

Daß dieſes erſt im vorigen Jahre erſchienene Werk ſchon in 
der allernächſten Zeit ſeine zweite Auflage erleben wird, bezeugt allein 
ſchon den Werth des Inhaltes, und iſt es in der That ein vorzüg— 
licher und verläßlicher, aber nicht officieller Leiter und Rathgeber in 
manch? ſchwierigem Falle, geſchaffen alſo, die „Generalſtabskarte“ der 
mit der Bewältigung der beſprochenen Arbeiten betrauten politiſchen 
und communalen Organe — zu bilden. 

Mit dem Weſen der eigentlichen Vorarbeiten, der Bevölkerungs— 
aufnahme und der Verarbeitung des Zählungsergebniſſes, werden wir 
uns in den folgenden Beſprechungen eingehender befaſſen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Einrechnung der Perſonalzulagen bei der Bemeſſung 
des Ruhegenuſſes eines Staatsbeamten. 
Grundſätzlich iſt der Bemeſſung des Ruhegenuſſes der letzte an⸗ 
rechenbare active Dienſtbezug zu Grunde zu legen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 21. April 1899 ge= 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage de präs. 23. Februar 
1899, 3. 46, R.⸗G., des Joſef Brechler Ritter von Troskowitz, 
k. k. Hofrathes im Ruheſtande in Smichow, durch Dr. Eduard Ritter 
von Zahn, gegen die k. k. Regierung wegen Verkürzung bei Bemeſſung 
des Ruhegenuſſes zu Recht erkannt: 

Das k. k. Miniſterium des Innern iſt ſchuldig, dem Kläger vom 
1. December 1898 an die Penſion im Betrage jährlicher 4.500 fl. au— 
zuweiſen und für die Dauer des Ruheſtandes in dieſem Betrage zu den 
geſetzlichen Zahlungsterminen auszubezahlen, und zwar die bereits ver⸗ 
fallenen Raten nach Abzug des bereits bezahlten Betrages binnen 
14 Tagen von Zuſtellung dieſes Erkenntniſſes und binnen derſelben 
Friſt die Proceßkoſten per 100 fl. zu bezahlen. | 

Gründe: Zeuge des Decretes 3/3 der böhmischen Statthalterei 
wurde Kläger laut der Allerhöchſten Entſchließung vom 22. Juli 1894 
mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes ausgezeichnet. Unter 
dem 2. Juni 1895 erfloß eine Allerhöchſte Entſchließung, mit welcher 
Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät, wie aus Beilage 4/4 hervorgeht, 
dem Kläger eine in die Penſion einrechenbare Perſonalzulage jährlicher 
500 fl. bewilligte. Mit 1. Juli 1897 trat er in die dritte, d. i. 
letzte Gehaltsſtufe und wurde ihm laut Beilage 5/5 der Gehalt von 
3600 fl. angewieſen. Bei dieſem Anlaſſe erfolgte über Anfrage der 
böhmiſchen Statthalterei der Beſcheid, Seine Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 23. September 1897 zu geſtatten 
geruht, daß dem Kläger die Perſonalzulage jährlicher 500 fl. weiter 
belaſſen werde. Mit 1. October 1898 trat die neue Gehaltsregulirung 
ins Leben und es wurde dem Kläger damals von ſeiner vorgeſetzten 
Landesſtelle laut Erlaß vom 1. October 1898, 3. 14.647, der für 
die VI. Rangsclaſſe beſtimmte Gehalt der dritten Stufe mit 4000 fl. 


— 


angewieſen, aber auch die Perſonalzulage jährlicher 500 fl. mit ent⸗ 
ſprechender Motivirung im vollen Ausmaße flüſſig erhalten. Als der 
Kläger im November 1898 nach Vollſtreckung von 46 anrechenbaren 
Dienſtjahren über fein Anſuchen in den dauernden Ruheſtand über 
nommen worden war, wurde ihm vom 1. December 1898 an ein 
Ruhegenuß jährlicher 4100 fl. zuerkannt, u. zw. 4000 fl. nach dem 
letztbezogenen Gehalte und 100 fl. von der Perſonalzulage jährlicher 
500 fl. Laut Miniſterial-Erlaſſes vom 20. November 1898, 3. 8533, 
wurde ihm bedeutet, daß von der in die Penſion einrechenbaren Per— 
ſonalzulage jährlicher 500 fl. aus Anlaß der eingetretenen Erhöhung 
der Beamtengehalte im Sinne des Hofkammerdecretes vom 10. No⸗ 
vember 1824, P.⸗G.⸗S. Nr. 136, der Betrag von 400 fl. in Ub- 
fall gebracht worden ſei. Zwiſchen den gewöhnlichen Perſonalzulagen 
und zwiſchen in die Penſion einrechenbaren Perſonalzulagen 
beſteht, wie der Kläger behauptet, ein weſentlicher Unterſchied; bezüg⸗ 
lich der erſteren beſtehen geſetzliche Normen, bezüglich der letzteren aber 
keine; aber ſelbſt, wenn die Anwendbarkeit der allgemeinen Normen 
auch für dieſe Kategorien angenommen wird, entbehrt die Kürzung 
des Ruhegenuſſes des Klägers durch Einziehung von 400 fl. von der 
Perſonalzulage der richtigen geſetzlichen Begründung. Nach Artikel IV 
des Geſetzes vom 19. September 1898, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 172, ſind 
Perſonalzulagen bei Vorrückung in den höheren Gehalt den beſtehenden 
Vorſchriften entſprechend zu vermindern, beziehungsweiſe einzuziehen. 
Die Vorrückung erfolgt gemäß Artikel II, § 6 dieſes Geſetzes in der 
VI. Rangsclaſſe, welcher Kläger angehörte, nach je fünf in dieſer 
Rangsclaſſe vollſtreckten Dienſtjahren und war dieſe Art Vorrückung 
ganz in derſelben Weiſe auch mit dem Geſetze vom 15. April 1873, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, normirt. Nach beiden Geſetzen iſt jedoch eine 
weitere Vorrückung in einen höheren Gehalt ausgeſchloſſen, ſobald der 
betreffende Functionär in die letzte der drei feſtgeſetzten Gehaltsſtufen 
tritt. Nun iſt Kläger bereits am 1. Juli 1897 in die letzte Gehalts⸗ 
ſtufe ſeiner Rangsclaſſe getreten und konnte gelegentlich der neuen 
Gehaltsregulirung nicht in eine weitere Gehaltsſtufe vorrücken, weil 
es eben keine ſolche gibt. Das mit 1. October 1898 zugefallene höhere 
Ausmaß an Gehalt iſt ſomit geſetzlich nicht als Vorrückung in den 
höheren Gehalt aufzufaſſen, ſondern nur als eine Folge der den gegen— 
wärtigen Verhältniſſen angepaßten neuen Regelung der Bezüge der 
activen Staatsbeamten. Eine allgemeine Gehaltserhöhung iſt, wie auch 
in Nr. 22 der öſterr. Zeitſchrift für Verwaltung, Jahrgang 1896, 
ausgeführt wird ‚nicht als Vorrückung in den höheren Gehalt anzuſehen, 
eine Vorrückung kann immer nur individuell erfolgen. Folgerichtig 
hat auch die k. k. Statthalterei, als der Kläger um die Verſetzung 
in den Ruheſtand einſchritt, für ihn die Zuerkennung des Ruhege— 
nuſſes mit 4500 fl. in Antrag gebracht. Er ſtellt nunmehr die 
Bitte, das k. k. Reichsgericht wolle erkennen: Die k. k. Regierung iſt 
verpflichtet, dem Kläger vom Tage ſeiner Enthebung aus der activen 
Dienſtleiſtung, d. i. vom 1. December 1898 angefangen, außer dem 
normalmäßigen Ruhegenuſſe jährlicher 4000 fl. und dem zuerkannten 
Theile der Perſonalzulage per 100 fl. auch noch den Reſt der letzteren 
von 400 fl. ſomit die Perſonalzulage jährlicher 500 fl. im unver— 
kürzten Ausmaße anzuweiſen und für die Dauer des Ruheſtandes 
ungeſchmälert flüſſig zu erhalten. 

Die Gegenſchrift enthält folgende Erörterungen: Der Kläger iſt 
im Auguſt 1853 als Conceptspraktikant in den Staatsdienſt getreten 
und mit dem im October 1898 eingebrachten Anſuchen um ſeine 
Penſionirung eingeſchritten. Ueber das diesfällige Geſuch geruhten 
Seine Majeſtät mit Allerhöchſter Entſchließung vom 11. November 1898 
die erbetene Uebernahme in den dauernden Ruheſtand mit dem Ruhe— 
genuſſe jährlicher 4.100 fl. zu genehmigen. Hinſichtlich der Bemeſſung 
des Ruhegehaltes wurde im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 14. Mai 
1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 74, mit Rückſicht auf die nachgewieſene, mehr 
als 40jährige Dienſtzeit der volle Activitätsgehalt jährlicher 4000 fl. 
und der Theilbetrag von 100 fl. der Perſonalzulage jährlicher 500 fl. 
in Betracht gezogen. Hinſichtlich der Perſonalzulage wurde hiebei von 
der Anſchauung ausgegangen, daß angeſichts der mittlerweile einge— 
tretenen Erhöhung der Beamtengehalte, durch welche der damals noch 
in activer Dienſtleiſtung ſtehende Beſchwerdeführer eine Gehaltser— 
höhung im Betrage jährlicher 400 fl. erfuhr, von der allergnädigſt 
bewilligten Perſonalzulage jährlicher 500 fl. der Theilbetrag von 
400 fl. im Grunde des Hofkammerdecretes vom 10. November 1824, 
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Z. 43.875, in Abfall zu bringen war. Das Geſetz vom 19. Sep⸗ 
tember 1898, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 172, enthält im Artikel IV die Be⸗ 
ſtimmung: „Perſonalzulagen ſind bei der Vorrückung in den höheren 
Gehalt den beſtehenden Vorſchriften entſprechend zu vermindern, be— 
ziehungsweiſe einzuziehen.“ Die hier zur Anwendung gelangende 
beſtehende Vorſchrift iſt das Hofdecret vom 10. November 1824, 
Z. 43.875, welches ganz allgemein beſtimmt: „Daß Perſonalzulagen 
immer nach Maß als der damit Betheilte in einen höheren Gehalt 
rückt, einzuziehen ſeien, wenngleich bei Verleihung der Perſonalzulage 
nicht eigens dieſe ohnehin in den beſtehenden Vorſchriften gegründete 
Beſchränkung in Hinſicht der Fortdauer des Bezuges beigefügt worden 
iſt.“ Die Beſtimmung bezüglich der Verminderung, beziehungsweiſe 
Einziehung der Perſonalzulagen bei der Vorrückung in den höheren 
Gehalt iſt in dem Artikel IV des Geſetzes vom 19. September 1898 
eben mit Rückſicht auf die eintretende Gehaltsregulirung aufgenommen 
worden, um jeden Zweifel über die Behandlung der Perſonalzulagen 
bei dieſer Gelegenheit auszuſchließen. Eine analoge Beſtimmung fand 
auch im § 5 der Uebergangsbeſtimmungen zum Geſetze vom 15. April 
1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, betreffend die Regelung der Bezüge der 
activen Staatsbeamten ſtatt, woraus erhellt, daß dieſe Beſtimmung 
damals ſpeciell auf die durch dieſes Geſetz in Kraft tretende Gehalts— 
erhöhung Anwendung zu finden hatte. Schon die Stellung der er— 
wähnten Beſtimmung im Artikel III des Geſetzes vom 19. Sep- 
tember 1898 läßt deutlich erkennen, daß dieſelbe ebenfalls nur eine 
Uebergangsbeſtimmung iſt, da es ja bei dem aufrechten Beſtande des 
Hofkammerdecretes vom 10. November 1824 nicht nothwendig geweſen 
wäre, hinſichtlich der Frage, ob derlei Perſonalzulagen im Falle der 
Vorrückung in eine höhere Gehaltsſtufe derſelben Rangsclaſſe oder in 
eine höhere Rangsclaſſe zu belaſſen, eventuell einzuziehen ſeien, beſon— 
dere Beſtimmungen zu treffen. Als ein Beweis dafür, daß ſtets au 
der Norm feſtgehalten wurde, daß die Perſonalzulagen auch im Falle 
einer Erhöhung des Gehaltes anläßlich einer allgemeinen Gehalts— 
regulirung entſprechend einzuziehen find, ſei auf das Decret der ver= 
einten Hofkanzlei vom 28. Jänner 1806 hingewieſen, mit welchem 
dieſer Grundſatz anläßlich einer den Profeſſoren der Univerſitäten und 
Lyceen bewilligten Gehaltserhöhung zum Ausdrucke gebracht wurde. 
Daß übrigens auch bei dem Geſetze vom 19. September 1898 die 
Abſicht teine andere war, geht aus dem Berichte der Budget-Commiſſion 
des Herrenhauſes vom 27. December 1896, Z. 358, über die bezüg⸗ 
liche Regierungsvorlage klar hervor. Wenn in der Klage hervorgehoben 
wird, daß bei Bewilligung der Perſonalzulage jährlicher 500 fl. an 
Hofrath Brechler die Intention, denſelben in der Activität und für 
den Ruheſtand materiell beſſer zu ſtellen als andere Beamte dieſer 
Rangsclaſſe, beſtand, ſo muß bemerkt werden, daß der Genannte 
zur Zeit der erſtmaligen Bewilligung (1895) bereits eine Dienſtzeit 
von 42 Jahren zurückgelegt hatte und darnach anzunehmen war, 
daß derſelbe in eine höhere Gehaltsſtufe nicht mehr einrücken werde. 
Als dies (1897) doch geſchah, wurde ihm zufolge Allerhöchſter 
Entſchließung auch noch weiter die Perſonalzulage zu belaſſen. Wäre 
Ritter von Brechler vor der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes in 
den Ruheſtand getreten, ſo wäre derſelbe des materiellen Vortheiles, 
welcher ihm aus der Perſonalzulage erwachſen iſt, nicht verluſtig ge— 
gangen, da aber mittlerweile durch das Geſetz vom 19. Sep— 
tember 1898 die Gehaltsbezüge der Beamten der VI. Nungs- 
claffe in einer den Anforderungender heutigen Zeit vollkommen! 
entſprechenden Weiſe erhöht worden ſind, ſo entfällt auch der 
Grund zur neuerlichen Bewilligung oder ferneren Belaſſung einer 
ſolchen Perſonalzulage. Es wird daher die Bitte geſtellt: Das k. k. 
Reichsgericht wolle die Klage des Hofrathes Ritter von Brechler auf 
Zuerkennung des Theilbetrages jährlicher 400 fl. von der ihm feiner- 
zeit allergnädigſt bewilligten Perſonalzulage jährlicher 500 fl. als der 
geſetzlichen Begründung entbehrend zurückgewieſen. 

Die Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes beruht auf nach— 
ſtehender Erwägung: 

Allgemeiner Grundſatz bei der Penſionirung eines Beamten iſt, 
daß der Bemeſſung ſeines Ruhegenuſſes nach Maßgabe ſeiner Dienſt⸗ 
zeit ſein letzter aurechenbarer activer Dienſtbezug zu Grunde zu 
legen iſt. 

Als ſolcher wurden nun im vorliegenden Falle dem Kläger an— 
läßlich der mit dem Geſetze vom 19. September 1898, R.-G.⸗Bl. 
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Nr. 172, erfolgten Neuregelung der Bezüge der activen Staatsbeamten 
mit dem Decrete des k. k. Statthalters in Prag, vom 1. October 1898, 
Z. 14.647, der Gehalt jährlicher 4000 fl. und die volle Perſonal⸗ 
zulage jährlicher 500 fl. angewieſen. 

Dieſer Geſammtbezug iſt daher im vorliegenden Falle der Be— 
meſſung des Ruhegehaltes zu Grunde zu legen und es war daher, 
da der Kläger mehr als 40 Jahre gedient hat, deſſen Ruhegenuß im 
Sinne des § 1 des Geſetzes vom 14. Mai 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 74, 
mit dem Geſammtbetrage von 4500 fl. zu bemeſſen. Demgemäß iſt 
dem Klagebegehren ſtattzugeben und in Folge deſſen dem Kläger nach 
§ 34 des Geſetzes vom 18. April 1869, R.-⸗G.⸗Bl. Nr. 44, auch 
der Erſatz der Proceßkoſten zuzuerkennen. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 21. April 1899, Z. 104.) 


Die Weigerung der Eltern, ihre der katholiſchen Religion angehörenden 

ſchulpflichtigen Kinder an den vorgeſchriebenen religiöſen Uebungen 

theilnehmen zu laſſen, iſt von den Schulbehörden analog den Schul: 
verſäumniſſen zu ahnden. 


Der vom katholiſchen Glaubensbekenntniſſe zum Proteſtantismus 
übergetretene .. .. N. N. verwehrte ſeinen im ſchulpflichtigen Alter 
ſtehenden und der katholiſchen Religion angehörenden Kindern die 
Theilnahme an den religiöfen Uebungen, insbeſondere auch den 
Empfang des heiligen Sacramentes des Altars. 

Ueber die Anzeige des Katecheten der von dieſen Kindern be— 
ſuchten Volksſchule, daß ſich dieſelben von allen vorgeſchriebenen 
religiböſen Uebungen ausſchließen, wurde N. von dem Vorſitzenden des 
Bezirksſchulrathes auf die Verpflichtung einer ſittlich-religibſen Kinder- 
erziehung aufmerkſam gemacht und unter Androhung einer Ordnungs— 
buße beauftragt, ſeine Kinder an dieſen Uebungen theilnehmen zu 
laſſen. Nachdem dieſe Aufforderung fruchtlos geblieben war, verhängte 
der Vorſitzende des Bezirksſchulrathes über denſelben gemäß § 32 des 
Geſetzes vom 4. Februar 1870, Nr. 15 L.⸗G.⸗Bl., nach welchem 
Schulverſäumniſſe von den Bezirksſchulräthen zu ahnden find, eine 
Geldſtrafe von 10 fl., eventuell eine zweitägige Einſchließung. 

Den hiegegen von N. eingebrachten Recurſen wurde mit den 
Erläſſen des k. k. Landesſchulrathes in ... vom 1. März 1899, 
3. 1217, und des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
25. Mai 1899, 3. 12.419, keine Folge gegeben. Mu. 


Notiz. 

(Bewirthung von Kunden ſeitens Geſchäftsinhaber.) In der 
„Deutſchen Gemeindezeitung“ wird aus Eilenburg berichtet: Bei der lebhaften 
Concurrenz der hieſigen Colonialwaarenhändler wird ſeit einiger Zeit von mehreren 
derſelben an ihre auswärtigen Kunden, insbeſondere an die zu den Markttagen 
erſchienenen Landleute Kaffee mit Gebäck unentgeltlich verabfolgt. Hierdurch haben 
ſich die Gaſt⸗ und Schankwirthe in ihren Erwerbsverhältniſſen geſchädigt gefühlt 
und ſind durch den Vorſtand ihres Vereins bei der Behörde um Abſtellung dieſes 
Mißbrauches vorſtellig geworden. Die Berechtigung dieſer Beſchwerde iſt von der 
Polizeiverwaltung nach einem Beſcheide des Gaſtwirthsvereins anerkannt worden 
und iſt den betreffenden Kaufleuten die fernere Verabreichung von Kaffee an ihre Kund⸗ 
ſchaft unterſagt worden, da die Verabfolgung jeder Art von Getränken als Schank⸗ 
wirthſchaft von einer durch die Gewerbeordnung vorgeſchriebenen beſonderen Er⸗ 
laubniß abhängig iſt; in dem Beſtreben aber, durch fortgeſetzte Verabfolgung von 
Kaffee ſich Kundſchaft für ihr Waarengeſchäft zu erhalten, beziehungsweiſe zu er⸗ 
halten, dürfte die Erzielung eines mittelbaren Gewinnes und hiermit unter ana⸗ 
loger Anwendung eines für die unentgeltliche Verabfolgung von Branntwein be⸗ 
reits ergangenen, in den höheren Inſtanzen beſtätigten Gerichtserkenntniſſes die 
Gewerbsmäßigkeit einer derartigen Schankwirthſchaft angenommen werden, auch 
wenn der Werth des verabreichten Kaffees nicht dem Preiſe der verkauften Colonial⸗ 
waaren zugeſchlagen werde. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Sectionsrath des Oberſten Rechnungshofes Johann 
Patzolt zum Hofrathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitäts⸗Referenten 
bei der Statthalterei in Prag Dr. Ignaz Pele und dem Statthaltereirathe bei 
dieſer Landesſtelle Camill Hoſſmeiſter den Titel und Charakter eines Hofrathes 
verliehen. 

l Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Leiter der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in Przemysl Joſef Lanikiewicz den Titel und Charakter eines 
Hofrathes verliehen. 


Se. Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Franz Sedläsek und Dr. 
Karl Molinek zu Statthaltereirathen in Mähren ernannt und den Bezirks⸗ 
hauptmännern Karl Spengler in Miſtek und Johann Ritter von Pfeffer: 
korn in Sternberg den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Karl Franz, Auguſt Ritter 
von Szozurowski, Ferdinand Pawlikowski, Stanislaus Zimny und 
Bogumil Ritter von Szeligowski zu Statthaltereiräthen in Galizien ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Bergrath Joſef Schmid in Idria zum Ober: 
bergrathe und Vorſtand der dortigen Bergdirection ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Controlor der Landeshauptcaſſe in Wien Eduard 
Goigner zum Director ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe der Finanzdirection in Laibach 
Anton Samuda anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Ober-Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Ober⸗Poſtcontroloren Ludwig Ritter von Kautſch 
und Franz Engliſch in Wien anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Sc. Majeſtät haben denn Ober⸗Rechnungsrathe und Vorſtande des Nech: 
nungs⸗Departements der Yorft: und Domänen⸗Direction in Gmunden Franz 


Neunteufel anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Re— 


gierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter-Director der Wiener Polizeidirection 
Franz Schratzenthaller anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel 
eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirks-⸗Inſpector der Wiener Sicherheitswache 
Johann Gottwald anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand deu Titel eines 
Ober-⸗Inſpectors verliehen. 

Der Verwaltungs⸗Gerichtshof hat dem Landes regierungsſecretär und Leiter 
der Bezirkshauptmannſchaft in Tamsweg Wilhelm Grafen Kuenburg eine 
Rathsſecretärs⸗Adjuncten⸗Stelle bei dieſem Gerichtshofe verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L d. M. d. J. hat den Rathſecretärs-⸗Adjuncten 
am Verwaltungs⸗Gerichtshofe Friedrich Grafen Boſſi-Fedrigotti zum 
Landesregierungsſeeretär im Herzogthume Salzburg ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Privat-Ingenieur 
Richard Peterlunger zum Ober-Ingenieur für den Staatsbaudienſt im Küſten⸗ 
lande ernannt. 

Der Miniſterpräfident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur Franz 
Pawlin zum Ober⸗Ingenieur und den ſtädtiſchen Ingenieur in Königgrätz 
Jaromir Hanus zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Krain ernannt. 

Der Miniſter des kaiſ. und königl. Hauſes und des Aeußern hat die Hof: 
und Miniſterial⸗Concipiſten II. Claſſe Dr. Tibor Grafen Szapäry, Alexander 
Ritter Günther von Ollenburg und Jur. Dr. Arpad Trettina Edlen von 
Schallerſtein zu Hof- und Miniſterial⸗Concipiſten I. Claſſe und den Concepts⸗ 
Praktikanten Jur. Dr. Ivo Subelj zum Hof- und Miniſterial-Concipiſten II. Claſſe 
ernannt. 


Erledigungen. 


1 Ingenieurſtelle in der IX. Rangsclaſſe im Staatsbaudienſte Ober: 
oſterreichs bis 12. Auguſt 1899. (Amtsbl. Nr. 60.) 

1 eventuell 2 Ober-Einnehmerſtellen in der VIII. Rangsclaſſe, 
1 eventuell 2 Obercontrolors⸗ oder Einneh merſtellen in der IX., even: 
tuell 2 Controlors- oder Officialsſtellen in der X., 1 eventuell 2 Ad: 
junctenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei den Finanz- und gerichtlichen Depoſiten⸗ 
caſſen in Wien bis 11. Auguſt 1899. (Amtsbl. Nr. 162.) 


3. 3486. 


Concurs⸗Ausſchreibung. 


Bei der Stadtgemeinde Krummau in Böhmen iſt die 


Stelle des Serrefärs zu beleßen, 


mit der ein Jahresgehalt von 1500 fl. ö. W. und ſechs Dienſtalters⸗(Quin⸗ 
quennal-) Zulagen von je 10% dieſes Gehaltes, ferner der Penſionsanſbruch nach 
den für Gemeindebeamten der Stadt Krummau beſtehenden Normen verbunden iſt. 

Bewerber um dieſe Stelle, die deutſcher Nationalität ſein müſſen, haben ihre 
mit Nachweis ihres Alters und ihrer bisherigen praktiſchen Verwendung, Zeugniſſen 
über die vollendeten juridiſchen Studien und die mit Erfolg abgelegten theoretiſchen 
Staatsprüfungen oder das erlangte Doctorat der Rechte, womöglich auch über die 
praktiſch-politiſche Prüfung und mit einem ärztlichen Zeugniſſe verſehenen Geſuche 
längftens bis 15. Auguſt l. J. bei dem gefertigten Vürgermeiſteramte ein⸗ 
zubringen. — Einige Kenntniß der zweiten Landesſprache iſt erwünſcht. 

Die Anſtellung erfolgt vorläufig proviſoriſch auf ein Jahr, nach deſſen Ab- 
laufe es dem Gemeinde-Ausſchuſſe vorbehalten bleibt, das Dienſtverhältniß definitiv 
zu geſtalten oder gegen vierteljährige Aufkündigung aufzulöſen. 

Der Dienſtantritt hat längſtens bis 10. November l. J. zu erfolgen. 

Bürgermeiſteramt Krummau, am 14. Juli 1899. 


Der Bürgermeiſter: G. Strauß. 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſfen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 21 und 22 der Erkenntniſſe, finanz. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


